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Hausarbeit

Sie befinden sich im Rahmen ihres Pflichtpraktikums bei der bekannten Strafverteidigerin V in
Bayreuth. Da diese Sie nicht nur Akten sortieren lassen, sondern Sie aufgrund Thres bislang sehr
guten Eindrucks von einer Karriere in ihrer Kanzlei iiberzeugen mochte, erzihlt sie Thnen von

ihrem ,,.Stammkunden® A.
Teil I

A wollte frither eigentlich Arzt werden, war aber nie gut genug in der Schule, um sich einen Stu-
dienplatz zu sichern. Daher hat er auf eine Berufsausbildung gleich ganz verzichtet, schlief3lich
fihlte er sich in dem strengen Korsett der Gesellschaft ohnehin nicht richtig gewtrdigt. In seiner
Freizeit hat er sich aber trotzdem gern mit Medizin beschiftigt und hat sich tber Jahre hinweg sein
Leben durch den Verkauf einer Auswahl seiner ,, Topschlager® finanziert, darunter sog. ,,Partyscho-
kolade® (mit Methamphetamin versetzte Pralinen) oder auch die ,,Magische Pilzsuppe* (Flussigkeit
mit halluzinogenen Pilzen). Als erklirter Gegner von ,,Big Pharma‘ und Anhinger alternativer
Behandlungsmethoden hat er sich dann jedoch entschlossen, auch anderen Hilfesuchenden seine

Fahigkeiten zukommen zu lassen.

Bei dem Versuch, die Zulassung als Heilpraktiker zu bekommen, wurde ithm aber leider mitgeteilt,
dass er sich die Prifung sparen kénne, da ihm aufgrund seines bisherigen ,,Berufs® ohnehin die
Zulassung mangels erforderlicher Zuverlassigkeit versagt wiirde. Davon ldsst A sich jedoch nicht
abhalten. Als er die Stellenanzeige fur einen Heilpraktiker der renommierten Gemeinschaftspraxis

von I und M sieht, macht er sich sofort auf den Weg.

Inhaber I und Mitinhaber M fihren die erfolgreiche Praxis im Miinchener Stadtteil Schwabing seit
einigen Jahren. Eines ihrer Erfolgskonzepte besteht darin, dass sie ihrem gehobenen Klientel ver-
sichern, dass nur Personen bei ihnen arbeiten, die nicht nur die allgemeine Heilpraktikerprifung
bestanden, sondern auch eine — zur Ablegung der Priifung nicht zwingend erforderliche — struktu-
rierte Ausbildung an einem renommierten Institut absolviert haben. Daher entspricht es der allge-
meinen, seit Jahren bestehenden Einstellungspolitik der Praxis, nur Personen anzustellen, die so-
wohl die Heilpraktikerpriifung absolviert als auch die Ausbildung an dem renommierten Institut

genossen haben.

Beim spontanen Bewerbungsgesprach mit I beeindruckt A diesen gewaltig mit seinem Wissen iiber
die Wirkweise von Arzneimitteln und alternative Heilmethoden. Obwohl A gesteht, tatsichlich die
erforderliche Priifung nie abgelegt zu haben, ist I vom Wissen und der Begeisterung des A beein-
druckt und entscheidet daher, ,,einfach mal was zu riskieren. Sowohl I als auch M haben eine

,»Vollmacht zum Abschluss von Arbeitsvertrigen im Namen der als Gemeinschaft birgerlichen
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Rechts gefithrten Praxisgemeinschaft® ohne Riicksprache mit dem anderen Inhaber. Er stellt den
A daher im Rahmen seiner unbeschrankten Vollmacht an Ort und Stelle als Heilpraktiker ein. Ver-

tragspartnerin ist die Praxisgemeinschaft.

I weil}, dass das der allgemeinen Einstellungspolitik der Praxis widerspricht, nimmt das aber in
Kauf. Er beschliet daher mit A, dass sie den M zwar nicht explizit anliigen wollen, sich aber zur
Qualifikation des A nicht unmittelbar gegeniiber M erkliren werden. Um sich selbst aber keinem

Risiko auszusetzen, soll A nur ,,Hilfsarbeiten* und keine Behandlungen an Patienten vornehmen.

Den Vertrag hindigt I dem fiir Personalangelegenheiten zustindigen M ohne weitere Anmerkung
aus. Dem M wiederum ist der ganze Ablauf unbekannt, macht sich aber auch keine grofieren Ge-
danken tber die Qualifikation des A. Er ist auch fur die Auszahlung der Gehalter zustindig und
geht davon aus, dass ,,alles in Butter® sei und der I einen Volltreffer bei dem neuen Mitarbeiter
gelandet habe. Daher werden dem A bei einem monatlichen Gehalt von 3.000 EUR im Verlauf
seiner Anstellung insgesamt 60.000 EUR ausgezahlt. Wire er als reine Hilfskraft (und nicht als
Heilpraktiker) eingestellt worden, hitte sich sein Verdienst auf 2.000 EUR belaufen, insgesamt
hitte er also 40.000 EUR erhalten.

Beide Inhaber sind mit den Leistungen des A tiber die kommenden Monate hinweg ausgesprochen
zufrieden, auch die Effizienz und damit die Einnahmen durch I steigen durch die Hilfe im Hinter-
grund. Als I krank ist und M seine Patientinnen und Patienten fiir den Tag tibernimmit, bittet er A
—den er immer noch fiir einen ausgebildeten und gepriften Heilpraktiker hilt —, die Privatpatientin
P hinsichtlich des mit ihr abgesprochenen Einsatzes von Blutegeln aufzukliren und diese sodann
auch aufzusetzen. P hilt nicht viel von der ,,Schulmedizin® und vertraut nur den ,,so toll ausgebil-
deten Heilpraktikern der Praxis von I und M. Die Behandlung soll der Bekimpfung der korperlich
unschidlichen, aber — nach Ansicht der P — ,,v6llig unansehnlichen Cellulitis an den Oberschen-
keln der Patientin dienen. Die Aufklirung nimmt der hocherfreute A gewissenhaft vor und fithrt
auch die Behandlung lege artis durch. Fir die Sitzung berechnet die Praxis 100€, die P auch sofort
bezahlt. Eine Erstattung tiber eine Krankenkasse ist nicht vorgesehen, P ist sog. Selbstzahlerin. I

erfahrt erst spiter am Tag vom Finsatz des A.

Der P geht es im Laufe des Tages immer schlechter. Als ihr Ehemann QQ am spiten Abend nach
Hause kommt, findet er sie in stark bewusstseinsgetritbtem Zustand mit hohem Fieber und rasen-
dem Puls vor, woraufhin er sofort den Notruf absetzt. Leider kann P nicht mehr gerettet werden,

sie verstirbt tags darauf im Krankenhaus.

Aufgrund der nicht natiirlichen Todesursache wird eine Obduktion angeordnet. Dort wird festge-
stellt, dass P eine Rhabdomyolyse erlitten hat, eine sehr seltene Erkrankung, bei der Muskelfasern
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zerfallen und die Zellbestandteile in den Blutkreislauf eingeschwemmt werden. Dies fihrte zur
Blutgerinnung im gesamten Gefil3system und einem Multiorganversagen, das letztlich im Tod der
P endete. Es kann jedoch nicht nachgewiesen werden, dass die Infektion durch die Blutegel her-
vorgerufen wurde; allerdings kénnen simtliche andere Ursachen mit Sicherheit ausgeschlossen
werden. Mit einem solchen Ablauf hat A nicht gerechnet. Zwar war ihm bewusst, dass der Einsatz
von Blutegeln u.a. zu einer Infektion fihren kann, die im Extremfall auch toédlich enden kann; er

war sich aber ganz sicher, dass schon alles gutgehen werde.

Ein intensives Ermittlungsverfahren infolge des Todes der P miindete letztlich in der Hauptver-
handlung gegen A. Die Beweislage war erdrickend, insbesondere aufgrund der Aussage der Part-

nerin des A, der F, vor der zustindigen Ermittlungsrichterin wihrend des Ermittlungsverfahrens.

Da die beiden sich zur Zeit des Ermittlungsverfahrens in einer heftigen Beziehungskrise befanden,
sagte ¥ vor der zustindigen Ermittlungsrichterin aus und berichtete ausfithrlich tiber simtliche
Abldufe, von denen A ihr erzihlt hatte. Daher wurde sie letztlich auch in der Hauptverhandlung
als Zeugin geladen. Dort verkiindete sie jedoch gleich am ersten Verhandlungstag, dass sie mit A
verlobt sei. Der Vorsitzende Richter belehrte sie daher entsprechend, worauthin sie von ihrem
Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch machte. Dennoch wurde sie einige Wochen spiter erneut
als Zeugin geladen; ebenfalls erneut machte sie darauf aufmerksam, dass sie mit A verlobt sei.
Davon zeigte sich der Richter diesmal jedoch nicht tiberzeugt: ,,Also ganz ehrlich, das glaube ich
Thnen nicht! Sie tragen gar keinen Ring, und nach meinen Informationen haben Sie den Angeklag-
ten kein einziges Mal im Gefidngnis besucht! Ich glaube Thnen nicht, dass Sie verlobt sind, das ist
doch eine blofle Schutzbehauptung, um nicht aussagen zu missen!* AnschlieBend belehrte er sie
dartber, dass sie keine Auskiinfte geben musse, wenn sie dadurch sich oder einen Angehorigen der
Gefahr einer Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfolgung aussetzen wiirde. I verweigerte darauf-
hin jegliche Auskunft und berief sich auf ihr Auskunftsverweigerungsrecht. Daraufthin wurde sie
»im allseitigen Einverstindnis® als Zeugin entlassen, auch V als Verteidigerin des A duflerte sich
nicht zu dem Vorgang. Das Thema wurde von den Beteiligten nicht weiter aufgegriffen. Stattdes-
sen wurde am nichsten Sitzungstag die Ermittlungsrichterin zu den Angaben der I im Ermitt-
lungsverfahren vernommen, erneut ohne Widerspruch der Verfahrensbeteiligten. In den Urteils-

griunden wurde die Uberzeugung des Gerichts dann u.a. auch eindeutig auf diese Aussage gestiitzt.

Aufgabe: V und A tberlegen, gegen das ergangene Urteil das Rechtsmittel der Revision einzule-

gen.
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1. V mochte fiir die Vorbereitung der Revision zunichst wissen, ob A sich tiberhaupt stratbar
gemacht hat. Sie m6chte zudem wissen, wie es mit der Strafbarkeit des I aussieht, der sie
in der Angelegenheit ebenfalls kontaktiert hat. Sowohl die Strafbarkeit des I als auch die
des A sollen Sie nur mit Blick auf das StGB priifen, das Nebenstrafrecht miissen Sie nicht
beachten.

2.V bittet Sie aullerdem, ein umfassendes Gutachten dariiber zu erstatten, ob es wihrend der
Gerichtsverhandlung zu Verfahrensfehlern gekommen ist und ob eine Revision gegen das
Urteil gestutzt auf die Verwertung der Aussage der Ermittlungsrichterin Aussicht auf Er-
folg hitte. Bei eventuellen Verfahrensfehlern sollen Sie kurz zu priifen, ob diese mit der
Revision iiberhaupt angegriffen werden konnen. An der Zulissigkeit der Revision hat sie

keine Zweifel, sodass Sie diese nicht priifen mussen.

Bei der Begutachtung beider Fragestellungen sollen Sie sich keine Sorgen machen, dass das Revi-
sionsgericht ohnehin nur die héchstrichterliche Rechtsprechung berticksichtigen kénnte. V sei

auch bereit, aufgrund von Literaturauffassungen das Urteil anzugreifen.

Teil IT
A ist auch in einer anderen Sache angeklagt, zu der V Thre Einschitzung wiinscht.

Gegen A wurde ermittelt, weil er seinen friheren Ehemann E verpriigelt haben soll. E — der auch
Strafantrag gegen A gestellt hat — hat noch in der (mutmafllichen) Tatnacht vor der Polizeibeamtin
P umfassend ausgesagt und A schwer belastet. Die Aussage des E wurde von P in einem Wortlaut-
protokoll festgehalten. Von diesem Vernehmungstermin wurden aber weder A noch die kurzfristig
mandatierte V informiert; sie waren auch nicht anwesend. E war vor der Vernehmung ordnungs-
gemal} und ausfihrlich von P dariiber belehrt worden, dass ihm als fritherer Ehemann des A ein
Zeugnisverweigerungsrecht zustehe und er sich nicht zur Sache dulern misse. A bestreitet die Tat
vehement und wirft E vor, ihn zu Unrecht zu belasten. Sachliche Beweismittel gibt es — abgesehen
von den Verletzungen bei E, deren Ursache jedoch rechtsmedizinisch nicht geklirt werden kann —

nicht.

In der spiteren Verhandlung erklirt E dann, er wolle ,,mit der Sache nichts mehr zu tun haben®
und beruft sich nach der entsprechenden Belehrung durch den Richter R auf sein Zeugnisverwei-
gerungsrecht, gestattet allerdings ausdriicklich die Verwertung seiner Aussage bei der Polizei. Der
Einfihrung und Verwertung der Aussage des E widersprach V jedoch vehement, weil sie davon

ausgehe, dass E den A filschlich belaste und sie E entsprechende Nachfragen stellen wolle. Solche
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Nachfragen seien ihr bei der Vernehmung durch P auch nicht moglich gewesen, weil sie nicht
anwesend war. Daraufhin wurde die Verhandlung unterbrochen, ohne auf den Widerspruch der V

einzugehen. Die Verhandlung wird in einigen Tagen fortgesetzt.

Aufgabe: V ist emport. Es konne ja nicht sein, dass sie einen der Hauptbelastungszeugen wihrend
des gesamten Strafverfahrens gar nicht befragen konne. Sie stellt sich nunmehr die folgenden Fra-

gen:

1. Kann die Aussage von E in die Hauptverhandlung eingefithrt und im Urteil verwertet
werden?
2. Musste Richter R ggfs. noch etwas tun, um die Verwertbarkeit der Aussage zu erreichen?

3. Musste bei der Wiirdigung der Aussage durch R etwas beachtet werden?

Auch bezuglich dieser Fragen will V, dass Sie IThre Ausfihrungen nicht nur auf die Ansichten der

Rechtsprechung stiitzen, sondern auch Literaturauffassungen berticksichtigen.

Bearbeitungsvermerk:

Beantworten Sie die Arbeitsauftrige und Fragen der V in einem umfassenden Rechtsgutachten. In
Fillen, in denen eine abweichende Entscheidung von Ihrer Lésung moglich erscheint, sind die
weiteren im Sachverhalt angelegten Fragen und Probleme hilfsgutachterlich zu priifen. Bei der

Prifung des materiellen Strafrechts sind die §§ 132a, 257-262, 266a, 277-279, 298-301 StGB nicht

zu priifen.

Es ist — unabhingig von zivil- und arbeitsrechtlichen Fragestellungen — von der Wirksamkeit des
Arbeitsvertrages zwischen A und der Praxisgemeinschaft auszugehen. Es ist ferner davon auszu-
gehen, dass Blutegel nur durch Arztinnen und Arzte sowie Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker
angewendet werden diirfen, und dass die Aufklirung der P durch A inhaltlich richtig und vollstin-

dig war.

Es kann nicht festgestellt werden, ob A und F tatsichlich verlobt sind. Dabei ist davon auszugehen,
dass — wenn eine Verlobung tatsichlich stattgefunden hitte — eine Verlobung zwischen A und F
rechtmalig wire. Insbesondere wire die Scheidung von E vor der Verlobung erfolgt. Es ist weiter
davon auszugehen, dass bei der Vernehmung der F wihrend des Ermittlungsverfahrens durch die

Ermittlungsrichterin simtliche Verfahrensvorschriften beachtet wurden.

Auf einen etwaigen Interessenskonflikt der V wegen der Mandatierung durch A und die Kontakt-

aufnahme durch I ist nicht einzugehen.
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Hinweise fiir die Bearbeitung

Das Gutachten darf in seinem Hauptteil (Deckblatt, Sachverhalt, Inhaltsverzeichnis und Literatur-
verzeichnis zahlen nicht mit) einen Umfang von 25 DIN A4-Seiten nicht Gberschreiten. Ausfith-
rungen ab Seite 26 im Hauptteil werden nicht mehr berticksichtigt. Die Seitenrinder mussen links,

oben und unten jeweils mindestens 2 cm, rechts mindestens 5 cm betragen.

Im Hauptteil des Gutachtens ist die Schriftart Times New Roman (Laufweite: Normal, Skalierung:
100 %) zu verwenden. Die Schriftgré3e des FlieStextes muss 12 pt, die der Ful3noten 10 pt betra-
gen. Der Zeilenabstand im FlieStext ist auf 1,5, in den Fullnoten auf 1,0 einzustellen. Endnoten
oder das mehrspaltige Formatieren der Ful3noten sind nicht zuldssig. Vorzugsweise ist der Text im
Blocksatz auszurichten und die Silbentrennung zu aktivieren. Als Deckblatt ist das im E-Learning-
Portal der Universitit Bayreuth erhaltliche und am Computer ausfiillbare Formular zu verwenden
Zudem sind ein Inhalts- und ein Literaturverzeichnis zu erstellen; im Literaturverzeichnis ist die
Zitierweise anzugeben. Die Finheitlichkeit und Nachvollziehbarkeit von Literaturverzeichnis und

FuBnoten sind Teil der Bewertungsgrundlage.

Die Hausarbeit ist eigenstindig und ausschlieBBlich mit Hilfe der angegebenen Literatur anzuferti-
gen, was mittels eigenhidndiger Unterschrift mit Datum, Ort, Vor- und Zunamen und Matrikel-
nummer auf einer gesonderten Seite zu bestitigen ist. Jeglicher Versuch des Unterschleifs fihrt zu

einer Bewertung der Hausarbeit mit ,,ungentigend® (0 Punkte).

Die gemil § 13 Abs. 1 Satz 3 der Studien- und Prifungsordnung fiir den Studiengang Rechtswis-
senschaft an der Universitit Bayreuth fiir die Teilnahme an den Ubungen fiir Fortgeschrittene
erforderlichen Leistungsnachweise sind der Hausarbeit mittels einer in CAMPUSonline anzuferti-
genden Leistungstibersicht beizufiigen. Auflerdem ist fir die Bewertung der Hausarbeit noch eine

Anmeldung in CAMPUSonline erforderlich.

Die Arbeit muss in ausgedruckter, gebundener und einfacher Ausfertigung bis spatestens Montag,
den 14.10.2024, am Lehrstuhl Strafrecht II, Gebaude RW II, Raum 2.61, Universitatsstral3e 30,
95447 Bayreuth abgegeben werden. Die Abgabe der formgerechten Ausfertigung erfolgt zu den
Offnungszeiten des Sekretariats des Lehrstuhls oder postalisch oder durch Einwurf in den Nacht-
briefkasten beim Haupteingang des Gebdudes ZUV. Mal3geblich fur die Fristwahrung bei Post-
sendung ist das Datum des Poststempels bzw. bei Einwurf der Eingangsstempel der Poststelle der
Universitit Bayreuth, der auf 14.10.2024 lauten muss. Zum Zwecke der Plagiatspriifung ist die
Hausarbeit zudem in elektronischer Form als Word-Datei und pdf-Datei bis zum Ablauf des
14.10.2024 tber das Abgabetool im E-Learning-Kurs ,,Ubung fir Fortgeschrittene® im Strafrecht

— WiSe 2024 /25 — hochzuladen.
6



	Hinweise für die Bearbeitung

